
Wo mit anderen Mitteln «ln· gesund« Ordnung der
w 1 r r sch« f 11 tch*»n MachtverhA 1 tn1 asm nicht gewährleistet werden 
kann ist C .·«« 1 n« 1 gen tue zweckmäßig und notwendig.

Ml tbeatieeung der Arbeltneheer

Wirtschaftsdemokratie erfordert.gleichberechtigte Beteiligung 
und Mltbestlmung der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkecheften bei 
wirtschaftlichen und sozialen EntScheidungen 

äm Arbeitsplatz bei« Vollzug der Arbeit»
bei Konzeption, Planung und Einführung neuer Techniken oder 
neuer OrganlsatIon,
im Betrieb, wenn Über Arbeitsbedingungen, Arbe1tsorgani- 
satlon, Arbelts* und Gesundheitsschutz, Qualifikation und 
Weiterbildung, über die Anwendung neuer Techniken, aber auch 
über Produkte und Produktionen zu entscheiden ist, 
ln allen Großunternehmen und Konzernen, ln deren Aufsicht«* 
rlten Kapital und Arbeit paritätisch vertreten sein sollen, 
uberbr rleblich, wo ln Beratungsgreelen die Interessen der 
Arbel tiiehmer einzubringen sind.

Für .11 tbest immung ist Tar 1 f autono« 1 e unabdingbare
Voraussetzung. Gleichgewicht zwischen d«n Tarifparteien
verlangt das Verbot der Aussperrung.

Beteiligung jer Arbeltneheer ae Produktlvvermögen

Wirtschaft wird auch demokratisiert durch Beteiligung der 
Arbeitnehmer am P r o d u k t l w e r m ö g e n . Sie ermöglicht gerechtere 
Verteilung, ohne die Mittel für notwendige Investitionen zu 
schmälern.
Wir wollen den gesetzlichen Rahmen bere1t■te1len, ln de« die 
Tarifvertragspartelen überbetriebliche Fonds zur Beteiligung 
der Arbeitnehmer am Produkt1vvermÖgmn verminbaren können.



zeutlschen Industrie. Ander* l*t hier die grundlegende 
Ungestaltung der Produktion zum Schutz von Gesundheit 
und Umwelt ebenso wenig möglich, wie die demokratische 
Kontrolle blo-technlscher Entwicklungen. Als Voraussetzung 
für einen sozial gestalteten Umbau (Konversion) der 
Rüstungsindustrie ln nützliche Produktionen, der paral­
lel zu erfolgreicher Abrüstungspolltlk stattfinden kann 
und muß, sind auch die Unternehmen ln Gemeineigentum 
zu überführen, die hier einen wesentlichen Schwerpunkt 
haben.

Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktlonsvermöqen (Kapital)

Die Wirtschaft kann auch durch die Beteiligung der Arbeit­
nehmer am Produktivvermögen demokratisiert werden. Sie 
ermöglicht zum einen den Arbeitnehmern eine Beteiligung 
an den erwirtschafteten Gewinnen und der von ihnen mit­
erarbeiteten Vergrößerung des Kapitals, ohne die Mittel 
für die notwendigen Investitionen zu schmalem. Zum 
anderen gibt sie den Arbeitnehmern und Ihren Vertretungen 
einen wachsenden Anteil an der Verfügung Uber Ihre eigenen 
Produktionsmittel. Wir wollen für eine solche Beteili­
gung der Arbeitnehmer am Produktlvvermögen (Kapital) 
den gesetzlichen Rahmen bereitstellen.

Mitbest Innung der Arbeitnehmer

Wirtschaftsdemokratie erfordert gleichberechtigte Beteili­
gung und Mitbestimmung der Arbeitnehmer und Gewerkschaften 
bei wirtschaftlichen und sozialen Entscheidungen

- am Arbeitsplatz beim Vollzug der Arbeit,
bei Konzeption, Planung und Einführung neuer Techniken 
oder neuer Organisation,



Lin nichtig·· Intttuacnt zur üttunrung der Wirtschaft Sind di· 
otiantiichan Finsnz«n. Stauern und Abgaben, HeushaitsplAne und 
finanziell# Anreiz·, öffentliche Auftrag· und Investitionan, 
Geld- und Kreditpolitik auaaen so aufeinander abgeatiaet 
“*** d e n . da0 ai« politischen Zielsetzungen dienen.

Nui der Reiche kann sich den araen Staat leisten. Wachsende und 
neue Staatsaufgaben ie Interesse aller erlauben auch künftig 
kaue geringere Gesaetbe1astung durch Steuern, selbst bei 
strengster Wirtschaft1ichkeit und Sparsaekeit. Wir vollen 
Ausgaben streichen, denen ein gültiger Anspruch nicht sehr 
zugrundeliegt. Öffentliche Investitionen aussen unsere 
Inttastruktur verbessern. Ökologische Erneuerung anstoßen, 
Arbeitsplätze schaffen und für eehr Lebensqualität ln allen 
Regionen sorgen. Uaiüberhinaua eu0 auch das Öffentliche 
Dienst Uistungsangebot ausgebaut werden. Die Finanzpolitik eu0 
ihr er Verantwortung für die Beschaftigung gerecht werden. Sie 
• Irrt i r» Zeiten der Ko n  junk tur schwache ihre Ausgaben nicht 
i »rduz 1 eren. Durch eine Varatatlgung ihrer Ausgaben eu0 sie zur 
btabi1ij ierung der wirtschaft1lchen Entwicklung beitragen,
« • « l b s t  w e n n  d i e s  K i  e d  1 1  a u  f  n a h e s  e r f o r d e r t .  D e e g e g e n u b e r  

*i h** i l t»r n g l o b a l e ,  k r e d i t f i r i  a n  Z i e r t e  K o n  J u n k  t u t  p r o  g r a e e e  

1 -*ng. ·  t 1 t i 1 1  i g i n  i n t e r n a t i o n a l e n  E i n f l ü s s e n  u n d  ü b e r  f o r d e r n  d i e  

i U c i t t  I n  f m n  t  i n a n / w i »  S u b v e n t i o n e n ,  d i e  n u r  d e r  E r h a l t u n g

ul . ·  · i l.· j  l t e  t b t r uk t u i  un  I r e n e n ,  w e r d e n  w i r  a b b a u e n .

l'·4 * <’ · 'i-M r i·· lit be«l «i ( e i nur gründlichen Refoce. Ue dis
i 1 1. k ·. Hi oi. · n gen·. I»t»*i zu verteilen, wollen wir das

. t - n  / m  r n r mu» »1 e u . ; i  i r e  i s t e l l e n ,  k l e i n e  u n d  m i t t l e r e  

l  i i . K.mm. j i i  t n i  I .t j i  u n ,  K i n d e r  f r e i  b e t r a g e  d u r c h  K i n d e r g e l d  e r a e t  * 

. « · ' · .  u n g u t  e< h *. I e r  ( i g t u S t e u e  t s u b  vwr« t  i  o r t e n  a b b a u e n ,  r e i n v e s t i e r t e  

*«·· w i n n e  g*-genüb«* i  tu i g e s c h u  11  e  t e n  b e g ü n s t i g e n ,  E i n k u n f t «  A u J  

t , g « n  « l . u a i h o h  n i c h t  b . n a r  i t . l l a n  , 1 « E i n k u n f t ·  , u a

Ar b -  1 1  .



- lm Betrieb, wenn über Arbeitsbedingungen, Arbeitsorgani­
sation, Arbelts- und Gesundheitsschutz, Qualifikation 
und Weiterbildung, über neue Techniken, aber auch 
über Produkte und Produktionen zu entscheiden ist,

- ln größeren Unternehmungen, ln deren Aufsichtsräten 
Kapital und Arbeit - von einer bestimmten Größe an 
paritätisch - vertreten sein sollen,

- ln den Organen der neuen demokratischen Verfassung 
von Groß- und Riesenunternehmungen,

- in den Wirtschafts- und Sozialsten auf kommunaler 
und regionaler, auf Landes- und Bundesebene.

Die Autonomie der Tarifpartner bleibt von der Mitbestim­
mung unberührt. Das Gleichgewicht zwischen den Tarifpar­
teien verlangt das Verbot (die Achtung) der Aussperrung.

Öffentliche Finanzen

Ein wichtiges Instrument zur Steuerung der Wirtschaft 
sind die öffentlichen Finanzen. Steuern und Abgaben, 
Haushaltspläne und finanzielle Anreize, öffentliche 
Aufträge und Investitionen, Geld- und Kreditpolitik 
müssen so aufeinander abgestimmt werden, daß sie den 
politischen Zielsetzungen dienen.

Hur der Reiche kann sich den armen Staat leisten. Wachsende 
Staatsaufgaben lm Interesse aller erlauben auch künftig 
kaum geringere Gesamtbelastung durch Steuern. Ihre Er­
höhung wollen wir durch strengste Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit vermeiden. Wir wollen Ausgaben streichen, 
denen ein gültiger Anspruch nicht mehr zu Grunde liegt.
Wir werden, etwa lm Umweltschutz, unsere Ziele möglichst
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l>a s !> t euer r ec h t «ul) auch Inatrumant okoloqlschar Ernauarung 
i»ln. Wir w >1l«n u«waltbalaat«ndt Produkt· stärker be - 
areietn, vor all·»« Fr^rglastauarn auawaltan und stufen- 
w*»i »« **rhöh*»n, dafür dl« Arba 11am 1 nkoaaan «ntlasttn.

Da viel· Aufgaben der Zukunft nur a« Ort bewBltlgt werden 
können, ist eine F1nanzrefora, die Städten und Gemeinden ihr· 
Handlungafre1 he11 sichert oder zurückgibt, dringend nötig.



mit anderen als staatlichen Haushaltsmitteln anstreben. 
Subventionen, die nur der Erhaltung überholter Strukturen 
dienen, werden wir abbauen.

AufschlleQUch oder überwiegend kredltfinanzlerte öffent­
liche Programme für wichtige Wachstumsfelder können 
kurzfristig Konjunkturelnbrüche mildern, die ökologische 
Erneuerung anstoßen und Arbeitsplätze schaffen) globale 
Konjunkturprogramme dieser Art scheitern längerfristig 
an Internationalen Einflüssen und Uberfordern die öffent­
lichen Finanzen.

Umfassende und langfristige Beschäftigungsprogramme 
kommen nur für genau definierte ökologische oder soziale 
Ziele von struktureller Bedeutung ln Frage und müssen 
aus der Abschöpfung nicht Investlerter Gewinne oder nlcht- 
konsumlerter höherer Einkommen finanziert werden. Hierfür 
sind eigene gesetzliche Voraussetzungen zu schaffen) 
sie sollen zusammen mit der Reform des Steuerrechts 
die sinnvolle lnvestlve Verwendung von Gewinnen befördern 
und eine spekulative Verwendung verhindern. Die Maßstäbe 
dafür, ob Investitionen förderungswürdlg sind oder nicht, 
werden durch die Orientierungsdaten der Rahmenplanung 
geliefert. Die Wirtschafts- und Sozialräte wirken auf 
der jeweiligen Ebene bei der Beurteilung mit.

Das Steuerrecht bedarf einer gründlichen Reform, wir 
wollen das Existenzminimum steuerfrei stellen, kleine 
und mittlere Einkommen entlasten, die Kinderfreibeträge 
durch ein Kindergeld ersetzen, ungerechtfertigte Steuer­
subventionen abbauen, Einkünfte aus Finanzanlagen steuerlich 
p<chi besser stellen als Einkünfte aus Arbeit.

Vor allem aber muB das Steuerrecht eine ökologische 
Erneuerung bewirken. Wir wollen umweltbelastete Produkt“



stärker besteuern, vor allem die Energiesteuer ausweiten 
und stufenweise erhöhen, dafllr die Arbeitseinkommen 
ent lasten.

Dringend nötig ist eine Finanzreform, die Städten und 
Gemeinden ihre Handlungfreiheit sichert oder zurUckglbt.

Sozlalblndunq des Eigentums

Das private Eigentum an den Produktionsmitteln und die 
freie unternehmerische Entscheidung sind wesentliche 
und unverzichtbare Elemente einer wirtschaftsdemokra­
tischen Ordnung. Sie milssen sich freilich an den Erfor­
dernissen des Gemeinwohls messen lassen. Staatliche 
Rahmenplanung, Mitbestimmung, eine demokratische Verfassung 
für GroS- und Riesenunternehmen oder die Beteiligung 
der Arbeitnehmer am Produktivvermögen berühren zwar 
die gegenwärtig bestehende wirtschaftliche Verfügungs- 
macht und somit die ihr zu Grunde liegende Eigentums­
ordnung, sie erfüllen aber gerade dadurch die Forderung 
des Grundgesetzes: 'Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch 
soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen*. Auf 
jeden Fall können Veränderungen der gegenwärtigen Eigentums­
ordnung sich auf das Grundgesetz stützen, das durch 
einfache Gesetzgebung nicht nur die Enteignung oder 
die Überführung von Produktionsmitteln ln Gemeineigentum, 
sondern auch die Überführung 'in andere Formen der Ge­
meinwirtschaft' möglich macht.


